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Beschluss der Rundfunkkommission  

vom 5. Juni 2026 
 

 
– zum Entwurf der Leitlinien zur Umsetzung von Artikel 50 der KI-Verordnung 

(medienpolitische Position der Länder) – 

 

 

Beschluss 

1. Die Rundfunkkommission stellt fest, dass freie und unabhängige Medien eine 

unverzichtbare Grundlage der demokratischen Ordnung in Europa darstellen. 

Diese bedürfen einer differenzierten regulatorischen Betrachtung. 

2. Die Rundfunkkommission der Länder sieht insbesondere die im Entwurf der 

Leitlinien zur Umsetzung von Artikel 50 der KI-Verordnung vorgesehene weite 

Auslegung des Begriffs „Deepfake“ sowie die damit verbundenen Kennzeich-

nungspflichten äußerst kritisch. Es besteht die konkrete Gefahr einer Überregu-

lierung der Medienbranche, indem redaktionell verantwortete Inhalte im Presse-

, Audio- und audiovisuellen Bereich unverhältnismäßigen Transparenzpflichten 

unterworfen werden, obwohl diese bereits heute umfassenden rechtlichen und 

berufsethischen Standards sowie journalistischen Sorgfaltspflichten unterlie-

gen. 

3. Die Rundfunkkommission der Länder weist darauf hin, dass eine undifferen-

zierte Anwendung der Kennzeichnungspflichten erhebliche negative praktische 

Auswirkungen auf die Medienbranche haben könnte. Insgesamt drohen erheb-

liche wirtschaftliche Nachteile für private Medien und deren Refinanzierung. Ins-

besondere im Audiobereich drohen durch akustische Hinweise gravierende Be-

einträchtigungen des Nutzungserlebnisses. Dies senkt die Attraktivität des Me-

diums Radio, sodass in der Folge sinkende Reichweiten drohen. Dadurch ent-

stünde auch hier ein struktureller Wettbewerbsnachteil gegenüber Anbietern 

aus dem audiovisuellen Bereich (u. a. großen Plattformen), bei denen Kenn-

zeichnungen ohne vergleichbare Beeinträchtigungen umgesetzt werden kön-

nen. In der Folge würde die Medienvielfalt noch weiter unter Druck geraten. 

Eine übermäßige und unverhältnismäßige Kennzeichnungspflicht könnte zu-

dem zu Gewöhnungseffekten bei Nutzerinnen und Nutzern führen und das ei-

gentliche Ziel der Transparenzpflichten – der Schutz vor Täuschung – im Er-

gebnis sogar abschwächen. 
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4. Die Rundfunkkommission der Länder spricht sich daher dafür aus, bei Ausle-

gung des Begriffs „Deepfake“ die journalistische Verantwortung und Sorgfalts-

pflichten angemessen zu berücksichtigen. 

5. Die Rundfunkkommission der Länder sieht zudem die dringende Notwendigkeit 

bei der weiteren Ausgestaltung der Leitlinien zur Umsetzung von Artikel 50 der 

KI-Verordnung weitere bürokratische Belastungen für die Medienbranche durch 

eine angemessene und verhältnismäßige Auslegung zu vermeiden. 

6. Das Vorsitzland Rheinland-Pfalz wird gebeten, diese Position der Europäischen 

Kommission zu übermitteln. 

 


